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Norm

AsylG 2005 8§10
AsylG 2005 841 Abs6
AsylG 2005 85 Abs1

1. AsylG 2005 § 10 heute
AsylG 2005 § 10 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.11.2017 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2014 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2010 bis 30.06.2011 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.04.2009 bis 31.12.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 29/2009
AsylG 2005 § 10 gultig von 09.11.2007 bis 31.03.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 75/2007
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2006 bis 08.11.2007
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-

AsylG 2005 8 41 heute

AsylG 2005 § 41 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 8 41 gltig von 21.05.2016 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
AsylG 2005 § 41 gultig von 01.04.2009 bis 31.12.2013aufgehoben durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 8 41 glltig von 01.07.2008 bis 31.03.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 4/2008
AsylG 2005 § 41 gultig von 01.01.2006 bis 30.06.2008

IS L o e

AsylG 2005 8 5 heute

AsylG 2005 8 5 gultig ab 12.06.2026 zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 5 glltig von 01.01.2014 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 8 5 gultig von 01.07.2008 bis 31.12.2013 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 4/2008
AsylG 2005 § 5 guiltig von 01.01.2006 bis 30.06.2008

AN

Spruch
S15 423.642-1/2012/4E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Mag. Alice Héller als Einzelrichterin Uber die Beschwerde des XXXX, StA.
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Algerien gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 19.12.2011, ZI. 11 13.137-EAST West, zu Recht erkannt:Der
Asylgerichtshof hat durch die Richterin Mag. Alice Holler als Einzelrichterin Gber die Beschwerde des rémisch 40 , StA.
Algerien gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 19.12.2011, ZI. 11 13.137-EAST West, zu Recht erkannt:

|. Die Beschwerde wird gemaR 88 5, 10 AsylG 2005 idFBGBI. | Nr. 2011/38 als unbegrindet abgewiesen.rémisch eins.
Die Beschwerde wird gemal3 Paragraphen 5, 10, AsylG 2005 in der Fassung BGBI. romisch eins Nr. 2011/38 als
unbegrindet abgewiesen.

Il. Gemal’ § 41 Abs. 6 leg. cit. wird festgestellt, dass die Ausweisung zum Zeitpunkt der Erlassung des angefochtenen
Bescheides rechtmalig war.rémisch zwei. GemaR Paragraph 41, Absatz 6, leg. cit. wird festgestellt, dass die
Ausweisung zum Zeitpunkt der Erlassung des angefochtenen Bescheides rechtmaRig war.

Text

Entscheidungsgrinde:

I. Verfahrensgang und Sachverhaltrémisch eins. Verfahrensgang und Sachverhalt:

1. Der Verfahrensgang vor dem Bundesasylamt ergibt sich aus dem Verwaltungsakt des Bundesasylamtes.

2. Der nunmehrige Beschwerdefuhrer stellte am 31.10.2011 einen Antrag auf internationalen Schutz und hat vor
Organen des offentlichen Sicherheitsdienstes im Stadtpolizeikommando Innsbruck noch am selben Tag eine
Erstbefragung stattgefunden.

Im Zuge dieser Einvernahme erklarte der Genannte, sein Land aufgrund des Todes beider Eltern verlassen zu haben.
Da auch sein Bruder aus Algerien ausgewandert sei, "wollte ich nicht allein leben und bin deshalb gefliichtet" (Seite 19
des erstinstanzlichen Verwaltungsaktes). Eigentliches Ziel seiner Reise ware Deutschland gewesen, jedoch hatte ihn ein
Schaffner in Innsbruck des Zuges verwiesen, da er nicht genug Geld fur einen entsprechenden Fahrschein gehabt
habe. Zuvor hatte er bereits drei Jahre lang in Italien gelebt und von den Behérden die Aufforderung erhalten, das
Land zu verlassen. Trotz dieser Entscheidung und einer sechsmonatigen Schubhaft "bin ich trotzdem in Italien
geblieben" (Seite 19 des erstinstanzlichen Verwaltungsaktes). Im Falle seiner Ruckkehr nach Algerien hege er keine
konkreten Beflrchtungen, auRRer "dass ich dort alleine bin und keine Arbeit habe" (Seite 21 des erstinstanzlichen
Verwaltungsaktes).

Die Ausreise ware bereits vor einigen Jahren erfolgt. Zunachst sei er mit einem Lkw von ANABA nach WAHARAN gelangt
und in weiterer Folge am Seeweg in Holland angekommen. Nach dreitdgigem Aufenthalt in Amsterdam ware er
schlieRlich mit dem Zug Uber Frankreich nach lItalien weitergereist, wo er die nachfolgenden drei Jahre bei einem
ehemaligen Nachbarn gelebt hatte.

3. Eine ebenfalls noch am 31.10.2011 durchgefliihrte EURODAC - Abfrage erzielte keinen Treffer (vgl. Seite 29 des
erstinstanzlichen Verwaltungsaktes).3. Eine ebenfalls noch am 31.10.2011 durchgefiihrte EURODAC - Abfrage erzielte
keinen Treffer vergleiche Seite 29 des erstinstanzlichen Verwaltungsaktes).

4. Das am 04.11.2011 an Italien Gbermittelte Ersuchen um Wiederaufnahme des Beschwerdefiihrers gemaR Art. 10
Abs. 2 der Verordnung Nr. 343/2003 (EG) des Rates vom 18.02.2003 (Dublin 1l VO), welches noch am selben Tag
elektronisch tber DubliNET Ubermittelt wurde, wurde seitens des eben genannten Mitgliedslandes zunachst nicht
binnen der in Art. 20 Abs. 1 lit. b der Verordnung Nr. 343/2003 (EG) des Rates vom 18.02.2003 (Dublin Il VO) normierten
zweiwdchigen Frist beantwortet (vgl. Seite 215 des erstinstanzlichen Verwaltungsaktes), weshalb gemaR Art. 20 Abs. 1
lit. ¢ der Verordnung Nr. 343/2003 (EG) des Rates vom 18.02.2003 (Dublin Il VO) die Zustimmung zur Ricknahme als
erteilt zu qualifizieren war. Mit Schreiben vom 15.12.2011, eingelangt noch am selben Tag, bestatigte Italien schlielich
auch formell seine Zustimmung zur Rickibernahme des Rechtsmittelwerbers gemaR Art. 10 Abs. 2 der Verordnung
Nr. 343/2003 (EG) des Rates vom 18.02.2003 (Dublin Il VO).4. Das am 04.11.2011 an ltalien Ubermittelte Ersuchen um
Wiederaufnahme des Beschwerdefiihrers gemaR Artikel 10, Absatz 2, der Verordnung Nr. 343 aus 2003, (EG) des Rates
vom 18.02.2003 (Dublin rémisch zwei VO), welches noch am selben Tag elektronisch tber DubliNET tGbermittelt wurde,
wurde seitens des eben genannten Mitgliedslandes zundchst nicht binnen der in Artikel 20, Absatz eins, Litera b, der
Verordnung Nr. 343 aus 2003, (EG) des Rates vom 18.02.2003 (Dublin rémisch zwei VO) normierten zweiwdchigen Frist
beantwortet vergleiche Seite 215 des erstinstanzlichen Verwaltungsaktes), weshalb gemal Artikel 20, Absatz eins,
Litera ¢, der Verordnung Nr. 343 aus 2003, (EG) des Rates vom 18.02.2003 (Dublin rémisch zwei VO) die Zustimmung
zur Rucknahme als erteilt zu qualifizieren war. Mit Schreiben vom 15.12.2011, eingelangt noch am selben Tag,
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bestatigte Italien schlief3lich auch formell seine Zustimmung zur Ruckibernahme des Rechtsmittelwerbers gemal}
Artikel 10, Absatz 2, der Verordnung Nr. 343 aus 2003, (EG) des Rates vom 18.02.2003 (Dublin rémisch zwei VO).

5. Bereits am 07.11.2011 hatte der Asylwerber mit seiner Unterschrift den Erhalt der Mitteilung des Bundesasylamtes
gemalR§ 29 Abs. 3 Z 4 AsylG bestatigt, wonach beabsichtigt sei, seinen Antrag auf internationalen Schutz
zurlickzuweisen, da Konsultationen mit Italien gefuhrt wirden. Die Mitteilung Uber die Fihrung von Konsultationen
wurde sohin dem Beschwerdefuhrer innerhalb der in 8 28 Abs. 2 leg. cit. gesetzlich normierten 20-Tagesfrist ab dem
Zeitpunkt der Antragseinbringung Ubermittelt (vgl. Seite 89 des erstinstanzlichen Verwaltungsaktes).5. Bereits am
07.11.2011 hatte der Asylwerber mit seiner Unterschrift den Erhalt der Mitteilung des Bundesasylamtes gemafR
Paragraph 29, Absatz 3, Ziffer 4, AsylG bestatigt, wonach beabsichtigt sei, seinen Antrag auf internationalen Schutz
zurlickzuweisen, da Konsultationen mit Italien gefuhrt wirden. Die Mitteilung Uber die Fihrung von Konsultationen
wurde sohin dem Beschwerdefihrer innerhalb der in Paragraph 28, Absatz 2, leg. cit. gesetzlich normierten 20-
Tagesfrist ab dem Zeitpunkt der Antragseinbringung Uubermittelt vergleiche Seite 89 des erstinstanzlichen
Verwaltungsaktes).

6. Anlasslich der niederschriftlichen Einvernahmen vom 03.11. respektive 09.12.2011, bestatigte der Antragsteller
zunachst seinen uneingeschrankten Gesundheitszustand. Im Bundesgebiet verflige er Uber keinerlei Verwandte oder
eheahnliche familidre Bindungen, lediglich in den Niederlanden ware ein Bruder aufhaltig. Im Jahre 2007 sei er in der
Hoffnung auf ein besseres Leben in Italien eingereist, jedoch hatte sich dieser Wunsch nicht erfillt. Die meiste Zeit
habe er sich in Mailand befunden und ware er dort schlieBlich auch von der Polizei aufgegriffen worden. Nach sechs
Monaten Haft hatten die italienischen Behorden den Rechtsmittelwerber schriftlich zum Verlassen des Landes binnen
fanf Tagen aufgefordert. Dennoch habe er noch einige Zeit bei einem Freund gelebt, bevor er sich schlieBlich endgtiltig
zum Verlassen dieses Mitgliedstaats entschlossen hatte. Zurlck nach Italien wolle er nur im Gegenzug fur eine
schriftliche Zustimmung, da er ansonsten davon Uberzeugt sei, sofort in Schubhaft genommen und nach Algerien
zuruickgebracht zu werden. Eine Rechtsberaterin der italienischen Asylbehdrde "sagte mir, dass ich kein Asyl
bekomme, weil es in meiner Heimat weder Krieg noch politische Probleme noch eine Hungersnot gabe. Deswegen
héatte ich keine Chance auf Asyl. Deswegen bin ich nach Osterreich gekommen, um hier einen Asylantrag zu stellen"
(Seite 241 des erstinstanzlichen Verwaltungsaktes).

7. Das Bundesasylamt hat mit Bescheid 19.12.2011, ZI. 11 13.137-EAST West, den Antrag auf internationalen Schutz des
Beschwerdefiihrers ohne in die Sache einzutreten gemal3 8 5 Abs. 1 AsylG 2005 als unzulassig zurickgewiesen und
ausgesprochen, dass fur die Prifung des gegenstandlichen Antrages auf internationalen Schutz gemafd Art. 10 Abs. 2
iVm 20 Abs. 1 lit. ¢ der Verordnung Nr. 343/2003 (EG) des Rates lItalien zustandig sei. Gleichzeitig wurde der
Antragsteller gemaB§ 10 Abs. 1 Z 1 AsylG aus dem Osterreichischen Bundesgebiet nach Italien ausgewiesen und
gemal3 8§ 10 Abs. 4 AsylG festgestellt, dass die Abschiebung nach Italien zuldssig sei7. Das Bundesasylamt hat mit
Bescheid 19.12.2011, ZI. 11 13.137-EAST West, den Antrag auf internationalen Schutz des Beschwerdefiihrers ohne in
die Sache einzutreten gemaR Paragraph 5, Absatz eins, AsylG 2005 als unzulassig zurlickgewiesen und ausgesprochen,
dass fur die Prifung des gegenstandlichen Antrages auf internationalen Schutz gemaR Artikel 10, Absatz 2, in
Verbindung mit 20 Absatz eins, Litera ¢, der Verordnung Nr. 343 aus 2003, (EG) des Rates lItalien zustandig sei.
Gleichzeitig wurde der Antragsteller gemafd Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer eins, AsylG aus dem o&sterreichischen
Bundesgebiet nach Italien ausgewiesen und gemaR Paragraph 10, Absatz 4, AsylG festgestellt, dass die Abschiebung
nach Italien zulassig sei.

Das Bundesasylamt traf Feststellungen zum italienischen Asylverfahren im Allgemeinen, zu den gesetzlichen
Grundlagen, zu Rechten und Pflichten der Asylwerber, zu Berufungsmoglichkeiten, zu Dublin Il-Antragstellern, zur
Praxis des Non - Refoulement - Schutzes, zur allgemeinen Versorgung sowie Menschenrechtslage.

Beweiswirdigend wurde hervorgehoben, dass der Beschwerdeflihrer trotz seines kurzen bisherigen Aufenthalts im
Bundesgebiet wiederholt durch aggressives Verhalten, Ladendiebstahle, Alkoholisierungen, Ordnungsstérungen sowie
eine Auseinandersetzung mit einem anderen Asylwerber negativ aufgefallen sei. Gesundheitliche Probleme in einem
entscheidungsrelevanten AusmaR waren wahrend des erstinstanzlichen Verfahrens nicht zutage getreten und hatte
der Antragsteller auch keinerlei substanziell begriindete AuBerungen, die gegen eine Rickfiihrung nach ltalien
sprechen wirden, prasentiert. Vielmehr wirden sich samtliche in diesem Kontext ins Treffen gefiihrten Vorbehalte
lediglich auf MutmaBungen beschranken, welche allem Anschein nach auf die in der Vergangenheit durchlebten
Probleme mit den italienischen Behorden, resultierend auf seinem langjahrigen illegalen Aufenthalt in eben
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genanntem Mitgliedsstaat, zurlckgefihrt werden kdénnten. Die wiederholt erhobene Forderung nach einer
schriftlichen Zustimmung Italiens zur Rickiibernahme seiner Person ware zwischenzeitlich am 15.12.2011 eingelangt;
somit zu einem Zeitpunkt, in dem die Zustandigkeit zur materiellen Prifung der Asylgrinde aufgrund des
vorangegangenen Fristablaufs ohnehin bereits aufgrund der Bestimmungen der Dublin Il VO auf dieses Land
Ubergegangen sei. Dem Gesamtvorbringen konne kein einziger Hinweis auf eine menschenrechtswidrige Behandlung
im gegenstandlichen Mitgliedstaat entnommen werden und stimme dies im Ubrigen auch mit jenen der Entscheidung
zugrunde gelegten aktuellen Landerberichten Uberein. Die seitens der italienischen Behdrden ausgesprochene
Ausreiseaufforderung aufgrund illegalen Aufenthalts stehe dieser Einschatzung nicht entgegen, zumal der
Beschwerdefihrer bislang noch keinen Antrag auf internationalen Schutz gestellt habe.Beweiswirdigend wurde
hervorgehoben, dass der Beschwerdeflhrer trotz seines kurzen bisherigen Aufenthalts im Bundesgebiet wiederholt
durch aggressives Verhalten, Ladendiebstahle, Alkoholisierungen, Ordnungsstérungen sowie eine Auseinandersetzung
mit einem anderen Asylwerber negativ aufgefallen sei. Gesundheitliche Probleme in einem entscheidungsrelevanten
Ausmald waren wahrend des erstinstanzlichen Verfahrens nicht zutage getreten und hatte der Antragsteller auch
keinerlei substanziell begriindete AuRerungen, die gegen eine Riickfiihrung nach Italien sprechen wirden, préasentiert.
Vielmehr wirden sich samtliche in diesem Kontext ins Treffen geflihrten Vorbehalte lediglich auf Mutmal3ungen
beschranken, welche allem Anschein nach auf die in der Vergangenheit durchlebten Probleme mit den italienischen
Behorden, resultierend auf seinem langjahrigen illegalen Aufenthalt in eben genanntem Mitgliedsstaat, zurtickgefuhrt
werden konnten. Die wiederholt erhobene Forderung nach einer schriftlichen Zustimmung Italiens zur
Riickiibernahme seiner Person ware zwischenzeitlich am 15.12.2011 eingelangt; somit zu einem Zeitpunkt, in dem die
Zustandigkeit zur materiellen Prifung der Asylgriinde aufgrund des vorangegangenen Fristablaufs ohnehin bereits
aufgrund der Bestimmungen der Dublin rémisch zwei VO auf dieses Land lbergegangen sei. Dem Gesamtvorbringen
kénne kein einziger Hinweis auf eine menschenrechtswidrige Behandlung im gegenstandlichen Mitgliedstaat
entnommen werden und stimme dies im Ubrigen auch mit jenen der Entscheidung zugrunde gelegten aktuellen
Landerberichten Uberein. Die seitens der italienischen Behdrden ausgesprochene Ausreiseaufforderung aufgrund
illegalen Aufenthalts stehe dieser Einschatzung nicht entgegen, zumal der Beschwerdefihrer bislang noch keinen

Antrag auf internationalen Schutz gestellt habe.

8. Gegen diese Entscheidung brachte der Rechtsmittelwerber fristgerecht Beschwerde ein und wurde darin primar auf
den unter einem beigelegten Bericht der Schweizerischen Fluchtlingshilfe vom Mai 2011 verwiesen, aus dem das
mangelnde Angebot an Unterbringungsplatzen und den damit verbundenen Unterstltzungsleistungen fur Asylwerber
in Italien hervorgehen wirde. Es musse daher bezweifelt werden, dass dieser Mitgliedstaat allen seinen aus
internationalem und europaischem Recht erwachsenden Verpflichtungen in vollem Umfang nachkomme, weshalb
Asylsuchende, bei welchen prima facie die Fluchtlingseigenschaft oder ein subsididres Schutzbedurfnis als erstellt
betrachtet werden kdénne, nicht in dieses Land ruckUberstellt werden sollten. Da lItalien keine Zustimmung zur
Rickibernahme des Asylwerbers erteilt habe, musse angesichts der unsicheren Unterbringungs- und
Versorgungssituation eine Verletzung der in Art. 3 EMRK normierten Rechte des Antragstellers im Falle seiner
Rackuberstellung beflrchtet werden. In einem beigefigten handschriftlich formulierten Anhang appellierte der
Genannte nochmals in Osterreich bleiben zu kénnen und wiirde er es im Zweifel vorziehen, in einem Gefangnis im
Bundesgebiet zu sterben, als nach Italien zurlckzukehren. In letztgenanntem Staat wirde die Existenz von
Menschenrechten generell negiert und habe er selbst mit eigenen Augen den Tod diverser Personen auf der Stral3e
beobachtet. "Bewaffnete Banden und Leute von der Mafia sind die Tater" (Seite 445 des erstinstanzlichen
Verwaltungsaktes). Sollte ihm in Italien etwas zustoRen, so trage Osterreich die volle Verantwortung dafiir und werde
er diesfalls auch die algerische Botschaft davon in Kenntnis setzen.8. Gegen diese Entscheidung brachte der
Rechtsmittelwerber fristgerecht Beschwerde ein und wurde darin priméar auf den unter einem beigelegten Bericht der
Schweizerischen Flichtlingshilfe vom Mai 2011 verwiesen, aus dem das mangelnde Angebot an Unterbringungsplatzen
und den damit verbundenen Unterstitzungsleistungen fir Asylwerber in Italien hervorgehen wirde. Es misse daher
bezweifelt werden, dass dieser Mitgliedstaat allen seinen aus internationalem und europaischem Recht erwachsenden
Verpflichtungen in vollem Umfang nachkomme, weshalb Asylsuchende, bei welchen prima facie die
Fluchtlingseigenschaft oder ein subsididres Schutzbediirfnis als erstellt betrachtet werden kénne, nicht in dieses Land
rickuberstellt werden sollten. Da Italien keine Zustimmung zur Rickibernahme des Asylwerbers erteilt habe, musse
angesichts der unsicheren Unterbringungs- und Versorgungssituation eine Verletzung der in Artikel 3, EMRK
normierten Rechte des Antragstellers im Falle seiner RuckUberstellung beflirchtet werden. In einem beigefligten



handschriftlich formulierten Anhang appellierte der Genannte nochmals in Osterreich bleiben zu kénnen und wiirde er
es im Zweifel vorziehen, in einem Gefangnis im Bundesgebiet zu sterben, als nach lItalien zurickzukehren. In
letztgenanntem Staat wirde die Existenz von Menschenrechten generell negiert und habe er selbst mit eigenen Augen
den Tod diverser Personen auf der Strale beobachtet. "Bewaffnete Banden und Leute von der Mafia sind die Tater"
(Seite 445 des erstinstanzlichen Verwaltungsaktes). Sollte ihm in Italien etwas zustoRen, so trage Osterreich die volle
Verantwortung dafir und werde er diesfalls auch die algerische Botschaft davon in Kenntnis setzen.

9. Die Beschwerdevorlage langte mit 05.01.2012 beim Asylgerichtshof ein.

10. Aus einer Abfrage des Asylinformationssystems (AIS) vom 03.02.2012 geht hervor, dass der Antragsteller am
26.01.2012 nach Italien Uberstellt worden ist.

Il. Der Asylgerichtshof hat durch die zustandige Richterin Uber die gegenstandliche Beschwerde wie folgt
erwogen:romisch zwei. Der Asylgerichtshof hat durch die zustandige Richterin Uber die gegenstandliche Beschwerde
wie folgt erwogen:

1. Verfahrensgang und Sachverhalt ergeben sich aus dem vorliegenden Verwaltungsakt.
2. Rechtlich ergibt sich Folgendes:

Gemal? 88 73 und 75 des Bundesgesetzes lGber die Gewahrung von AsylBGBI. | Nr. 100/2005 in der Fassung BGBI. | Nr.
2011/38 (im Folgenden: "AsylG 2005") ist dieses anzuwendenGemal Paragraphen 73 und 75 des Bundesgesetzes Uber
die Gewahrung von Asyl, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, in der Fassung BGBI. rémisch eins Nr. 2011/38
(im Folgenden: "AsylG 2005") ist dieses anzuwenden.

Hinsichtlich des Verfahrens vor dem Asylgerichtshof sind die einschldgigen Bestimmungen des AsylG 2005 und das
Bundesgesetz Uber den Asylgerichtshof, BGBI. | Nr. 4/2008 in der FassungBGBL | Nr. 147/2008 (in Folge: "AsylGHG")
sowie subsidiar das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991, BGBI. Nr. 51/1991 in der FassungBGBI. | Nr.
20/2009 (in Folge: "AVG") anzuwenden. Schlieflich war das Bundesgesetz Uber die Zustellung behordlicher
Dokumente, BGBI. Nr. 200/1982 in der geltenden Fassung (im Folgenden: ZustG) maRgeblichHinsichtlich des
Verfahrens vor dem Asylgerichtshof sind die einschlagigen Bestimmungen des AsylG 2005 und das Bundesgesetz tber
den Asylgerichtshof, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 4 aus 2008, in der Fassung BGBL rémisch eins Nr. 147 aus 2008,
(in Folge: "AsylGHG") sowie subsidiar das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991, Bundesgesetzblatt Nr. 51 aus
1991, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 20 aus 2009, (in Folge: "AVG") anzuwenden. SchlieBlich war das
Bundesgesetz Uber die Zustellung behdérdlicher Dokumente, Bundesgesetzblatt Nr. 200 aus 1982, in der geltenden
Fassung (im Folgenden: ZustG) maRgeblich.

GemaR § 9 Abs. 1 AsylGHG, BGBI. | Nr. 4/2008 entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten, soweit eine Entscheidung
durch einen Einzelrichter oder Kammersenat nicht bundesgesetzlich vorgesehen ist. GemaR § 61 Abs. 3 AsylG 2005
entscheidet der Asylgerichtshof Gber Beschwerden gegen zuriickweisende Bescheide nach den §§ 4 und 5 AsylG 2005
und nach & 68 AVG durch Einzelrichter. GemaR § 42 AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof bei Rechtsfragen von
grundsatzlicher Bedeutung oder Rechtsfragen, die sich in einer erheblichen Anzahl von anhangigen oder in naher
Zukunft zu erwartender Verfahren stellt, sowie gemalR§ 11 Abs. 4 AsylGHG, wenn im zustdndigen Senat kein
Entscheidungsentwurf die Zustimmung des Senates findet, durch einen Kammersenat. Im vorliegenden Verfahren liegt
eine Beschwerde gegen eine Entscheidung nach § 5 AsylG 2005 vor, sodass der erkennende Richter als Einzelrichter zur
Entscheidung zustandig war.GemaR Paragraph 9, Absatz eins, AsylGHG, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 4 aus 2008,
entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten, soweit eine Entscheidung durch einen Einzelrichter oder Kammersenat
nicht bundesgesetzlich vorgesehen ist. GemaR Paragraph 61, Absatz 3, AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof
Uber Beschwerden gegen zurlickweisende Bescheide nach den Paragraphen 4 und 5 AsylG 2005 und nach Paragraph
68, AVG durch Einzelrichter. Gemal Paragraph 42, AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof bei Rechtsfragen von
grundsatzlicher Bedeutung oder Rechtsfragen, die sich in einer erheblichen Anzahl von anhangigen oder in naher
Zukunft zu erwartender Verfahren stellt, sowie gemaR Paragraph 11, Absatz 4, AsylGHG, wenn im zustandigen Senat
kein Entscheidungsentwurf die Zustimmung des Senates findet, durch einen Kammersenat. Im vorliegenden Verfahren
liegt eine Beschwerde gegen eine Entscheidung nach Paragraph 5, AsylG 2005 vor, sodass der erkennende Richter als
Einzelrichter zur Entscheidung zustandig war.

2.1. GemaR &8 5 Abs. 1 AsylG ist ein nicht gemalR 8 4 AsylG erledigter Asylantrag als unzuldssig zurtickzuweisen, wenn
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ein anderer Staat vertraglich oder aufgrund der Verordnung Nr. 343/2003 (EG) des Rates vom 18.02.2003 zur Prafung
des Asylantrages zustandig ist. Mit dem Zurlckweisungsbescheid hat die Asylbehdrde auch festzustellen, welcher Staat
zustandig ist. Gemal § 10 Abs. 1 Z 1 AsylG ist die Zurlckweisung eines Antrages nach Mal3gabe der § 10 Abs. 3 und
Abs. 4 AsylG mit einer Ausweisung zu verbinden. Die Dublin Il VO ist eine Verordnung des Rechts der Europdischen
Union, die Regelungen Uber die Zustandigkeit zur Prufung von Asylantragen von Drittstaatsangehdrigen trifft. Sie gilt
also nicht fur mégliche Asylantrage von EU-Burgern, ebenso wenig ist sie auf Personen anwendbar, denen bereits der
Fluchtlingsstatus zuerkannt wurde. Das wesentliche Grundprinzip ist jenes, dass den Drittstaatsangehorigen in einem
der Mitgliedstaaten das Recht auf ein faires, rechtsstaatliches Asylverfahren zukommt, jedoch nur ein Recht auf ein
Verfahren in einem Mitgliedstaat, dessen Zustandigkeit sich primar nicht aufgrund des Wunsches des Asylwerbers,
sondern aufgrund der in der Verordnung festgesetzten hierarchisch geordneten Zustdndigkeitskriterien ergibt.2.1.
Gemald Paragraph 5, Absatz eins, AsylG ist ein nicht gemaR Paragraph 4, AsylG erledigter Asylantrag als unzuldssig
zurlickzuweisen, wenn ein anderer Staat vertraglich oder aufgrund der Verordnung Nr. 343 aus 2003, (EG) des Rates
vom 18.02.2003 zur Prifung des Asylantrages zustandig ist. Mit dem Zurlckweisungsbescheid hat die Asylbehérde
auch festzustellen, welcher Staat zustandig ist. GemaR Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer eins, AsylG ist die
Zurlckweisung eines Antrages nach Mal3gabe der Paragraph 10, Absatz 3 und Absatz 4, AsylG mit einer Ausweisung zu
verbinden. Die Dublin rémisch zwei VO ist eine Verordnung des Rechts der Europaischen Union, die Regelungen Uber
die Zustandigkeit zur Prifung von Asylantragen von Drittstaatsangehdrigen trifft. Sie gilt also nicht fir mdgliche
Asylantrage von EU-Blrgern, ebenso wenig ist sie auf Personen anwendbar, denen bereits der Fllchtlingsstatus
zuerkannt wurde. Das wesentliche Grundprinzip ist jenes, dass den Drittstaatsangehoérigen in einem der
Mitgliedstaaten das Recht auf ein faires, rechtsstaatliches Asylverfahren zukommt, jedoch nur ein Recht auf ein
Verfahren in einem Mitgliedstaat, dessen Zustandigkeit sich primar nicht aufgrund des Wunsches des Asylwerbers,
sondern aufgrund der in der Verordnung festgesetzten hierarchisch geordneten Zustandigkeitskriterien ergibt.

2.1.1. Es ist daher zundchst zu Uberprifen, welcher Mitgliedstaat nach den hierarchisch aufgebauten (Art. 5 Abs. 1
Dublin I VO) Kriterien der Art. 6-12 bzw. 14 und Art. 15 Dublin Il VO, beziehungsweise dem Auffangtatbestand des Art.
13 Dublin II VO zur inhaltlichen Prifung zustandig ist.2.1.1. Es ist daher zunachst zu Uberprifen, welcher Mitgliedstaat
nach den hierarchisch aufgebauten (Artikel 5, Absatz eins, Dublin rémisch zwei VO) Kriterien der Artikel 6 -, 12, bzw. 14
und Artikel 15, Dublin rémisch zwei VO, beziehungsweise dem Auffangtatbestand des Artikel 13, Dublin rémisch zwei
VO zur inhaltlichen Prifung zustandig ist.

2.1.1.1. Im vorliegenden Fall besteht die Zustandigkeit Italiens gemaR Art. 10 Abs. 1 der Dublin Il VO. Die erste
Voraussetzung fur die RechtmaRigkeit der getroffenen Unzustandigkeitsentscheidung ist somit gegeben und ist diese
im Verfahren nicht bestritten worden.2.1.1.1. Im vorliegenden Fall besteht die Zustandigkeit Italiens gemaR Artikel 10,
Absatz eins, der Dublin roémisch zwei VO. Die erste Voraussetzung fur die RechtmaRigkeit der getroffenen
Unzustandigkeitsentscheidung ist somit gegeben und ist diese im Verfahren nicht bestritten worden.

2.1.1.2. Es sind auch aus der Aktenlage keine Hinweise ersichtlich, wonach die Fihrung der Konsultationen im
gegenstandlichen Fall derart fehlerhaft erfolgt ware, sodass von Willkir im Rechtssinn zu sprechen ware und die
Zustandigkeitserklarung  des  zustdndigen  Mitgliedstaates wegen  Verletzung der  unionsrechtlichen
Verfahrensgrundsatze aus diesem Grund ausnahmsweise keinen Bestand haben kdnnte (Filzwieser, Subjektiver
Rechtsschutz und Vollziehung der Dublin Il VO - Gemeinschaftsrecht und Menschenrechte, migralLex, 1/2007, 22ff; vgl.
auch das Gebot der Transparenz im "Dublin-Verfahren", VwGH 23.11.2006, ZI. 2005/20/0444). Das
Konsultationsverfahren erfolgte mangelfrei.2.1.1.2. Es sind auch aus der Aktenlage keine Hinweise ersichtlich, wonach
die FUhrung der Konsultationen im gegenstandlichen Fall derart fehlerhaft erfolgt ware, sodass von Willkir im
Rechtssinn zu sprechen ware und die Zustandigkeitserklarung des zustandigen Mitgliedstaates wegen Verletzung der
unionsrechtlichen Verfahrensgrundsatze aus diesem Grund ausnahmsweise keinen Bestand haben konnte (Filzwieser,
Subjektiver Rechtsschutz und Vollziehung der Dublin romisch zwei VO - Gemeinschaftsrecht und Menschenrechte,
migralLex, 1 aus 2007,, 22ff; vergleiche auch das Gebot der Transparenz im "Dublin-Verfahren", VwGH 23.11.2006, ZI.
2005/20/0444). Das Konsultationsverfahren erfolgte mangelfrei.

Im Lichte des Art. 7 VO 1560/2003 ergibt sich auch keine Verpflichtung seitens der beteiligten Mitgliedstaaten oder
seitens der Regelungen der Dublin Il VO, dass die Uberstellung in einer Weise durchgefiihrt wird, die potentiell
belastenden Zwangscharakter aufweist.Im Lichte des Artikel 7, VO 1560 aus 2003, ergibt sich auch keine Verpflichtung
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seitens der beteiligten Mitgliedstaaten oder seitens der Regelungen der Dublin rémisch zwei VO, dass die Uberstellung
in einer Weise durchgefihrt wird, die potentiell belastenden Zwangscharakter aufweist.

2.1.2. Das Bundesasylamt hat ferner von der Moglichkeit der Ausibung des Selbsteintrittsrechts nach Art. 3 Abs. 2
Dublin Il VO keinen Gebrauch gemacht. Es war daher noch zu prifen, ob von diesem Selbsteintrittsrecht im
gegenstandlichen Verfahren ausnahmsweise zur Vermeidung einer Verletzung der EMRK zwingend Gebrauch zu
machen gewesen ware.2.1.2. Das Bundesasylamt hat ferner von der Mbdglichkeit der Ausubung des
Selbsteintrittsrechts nach Artikel 3, Absatz 2, Dublin rémisch zwei VO keinen Gebrauch gemacht. Es war daher noch zu
prufen, ob von diesem Selbsteintrittsrecht im gegenstandlichen Verfahren ausnahmsweise zur Vermeidung einer
Verletzung der EMRK zwingend Gebrauch zu machen gewesen ware.

Der VfGH hat mit Erkenntnis vom 17.06.2005, ZI.B 336/05-11 festgehalten, die Mitgliedstaaten hatten kraft Unionsrecht
nicht nachzuprifen, ob ein anderer Mitgliedstaat generell sicher sei, da eine entsprechende normative Vergewisserung
durch die Verabschiedung der Dublin Il VO erfolgt sei, dabei aber gleichzeitig ebenso ausgeflhrt, dass eine
Nachpriifung der grundrechtlichen Auswirkungen einer Uberstellung im Einzelfall unionsrechtlich zuldssig und
bejahendenfalls das Selbsteintrittsrecht nach Art. 3 Abs. 2 Dublin Il VO zwingend geboten sei.Der VfGH hat mit
Erkenntnis vom 17.06.2005, ZI.B 336/05-11 festgehalten, die Mitgliedstaaten hatten kraft Unionsrecht nicht
nachzuprifen, ob ein anderer Mitgliedstaat generell sicher sei, da eine entsprechende normative Vergewisserung
durch die Verabschiedung der Dublin rémisch zwei VO erfolgt sei, dabei aber gleichzeitig ebenso ausgefiihrt, dass eine
Nachpriifung der grundrechtlichen Auswirkungen einer Uberstellung im Einzelfall unionsrechtlich zuldssig und
bejahendenfalls das Selbsteintrittsrecht nach Artikel 3, Absatz 2, Dublin rémisch zwei VO zwingend geboten sei.

Die Judikatur des VWGH zu den Determinanten dieser Nachprifung lehnt sich richtigerweise an die Rechtsprechung
des EGMR an und lasst sich wie folgt zusammenfassen: Die bloRe Médglichkeit einer dem Art. 3 EMRK
widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben werden soll, gentigt nicht, um die
Abschiebung des Fremden in diesen Staat als unzulassig erscheinen zu lassen. Wenn keine Gruppenverfolgung oder
sonstige amtswegig zu berlcksichtigende notorische Umstande grober Menschenrechtsverletzungen in
Mitgliedstaaten der EU in Bezug auf Art. 3 EMRK vorliegen (VWGH 27.09.2005, ZI.2005/01/0313), bedarf es zur
Glaubhaftmachung der genannten Bedrohung oder Gefdhrdung konkreter auf den betreffenden Fremden bezogener
Umstande, die gerade in seinem Fall eine solche Bedrohung oder Gefdahrdung im Fall seiner Abschiebung als
wahrscheinlich erscheinen lassen (VWGH 26.11.1999, ZI 96/21/0499, VwGH 09.05.2003, Z1.98/18/0317; vgl auch VwGH
16.07.2003, ZI. 2003/01/0059): "Davon abgesehen liegt es aber beim Asylwerber, besondere Griinde, die fur die reale
Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes im zustéandigen Mitgliedstaat sprechen, vorzubringen und glaubhaft zu
machen. Dazu wird es erforderlich sein, dass der Asylwerber ein ausreichend konkretes Vorbringen erstattet, warum
die Verbringung in den zustandigen Mitgliedstaat gerade fur ihn die reale Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes,
insbesondere einer Verletzung von Art 3 EMRK, nach sich ziehen kdnnte, und er die Asylbehdrden davon Uberzeugt,
dass der behauptete Sachverhalt (zumindest) wahrscheinlich ist." (VwGH 23.01.2007, ZI. 2006/01/0949).Die Judikatur
des VWGH zu den Determinanten dieser Nachprifung lehnt sich richtigerweise an die Rechtsprechung des EGMR an
und lasst sich wie folgt zusammenfassen: Die bloBe Moglichkeit einer dem Artikel 3, EMRK widersprechenden
Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben werden soll, gentigt nicht, um die Abschiebung des
Fremden in diesen Staat als unzulassig erscheinen zu lassen. Wenn keine Gruppenverfolgung oder sonstige amtswegig
zu berlcksichtigende notorische Umstande grober Menschenrechtsverletzungen in Mitgliedstaaten der EU in Bezug
auf Artikel 3, EMRK vorliegen (VwWGH 27.09.2005, ZI. 2005/01/0313), bedarf es zur Glaubhaftmachung der genannten
Bedrohung oder Gefahrdung konkreter auf den betreffenden Fremden bezogener Umstande, die gerade in seinem Fall
eine solche Bedrohung oder Gefahrdung im Fall seiner Abschiebung als wahrscheinlich erscheinen lassen (VWGH
26.11.1999, Z196/21/0499, VwGH 09.05.2003, ZI.98/18/0317; vergleiche auch VwGH 16.07.2003, ZI.2003/01/0059):
"Davon abgesehen liegt es aber beim Asylwerber, besondere Griinde, die fir die reale Gefahr eines fehlenden
Verfolgungsschutzes im zustandigen Mitgliedstaat sprechen, vorzubringen und glaubhaft zu machen. Dazu wird es
erforderlich sein, dass der Asylwerber ein ausreichend konkretes Vorbringen erstattet, warum die Verbringung in den
zustandigen Mitgliedstaat gerade fur ihn die reale Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes, insbesondere einer
Verletzung von Artikel 3, EMRK, nach sich ziehen konnte, und er die Asylbehdrden davon Uberzeugt, dass der
behauptete Sachverhalt (zumindest) wahrscheinlich ist." (VwGH 23.01.2007, ZI. 2006/01/0949).

Die Vorlage allgemeiner Berichte ersetzt dieses Erfordernis in der Regel nicht (vgl VWGH 17.02.1998, Z|96/18/0379;
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EGMR Mamatkulov & Askarov v Turkei, Rs 46827, 46951/99, 71-77), eine geringe Anerkennungsquote, eine mogliche
Festnahme im Falle einer Uberstellung, ebenso eine allfallige Unterschreitung des verfahrensrechtlichen Standards des
Art. 13 EMRK sind fur sich genommen nicht ausreichend, die Wahrscheinlichkeit einer hier relevanten
Menschenrechtsverletzung darzutun. Relevant ware dagegen etwa das Vertreten von mit der GFK unvertretbaren
rechtlichen Sonderpositionen in einem Mitgliedstaat oder das Vorliegen einer massiv rechtswidrigen
Verfahrensgestaltung im individuellen Fall, wenn der Asylantrag im zustandigen Mitgliedstaat bereits abgewiesen
wurde (Art. 16 Abs 1 lit. e Dublin I VO). Eine ausdriickliche Ubernahmeerklirung des anderen Mitgliedstaates hat in die
Abwagung einzuflieBen (VwWGH 31.03.2005, ZI. 2002/20/0582, VwGH 31.05.2005, ZI. 2005/20/0025, VWGH 25.04.2006, ZI.
2006/19/0673), ebenso andere Zusicherungen der européischen Partnerstaaten OsterreichsDie Vorlage allgemeiner
Berichte ersetzt dieses Erfordernis in der Regel nicht vergleiche VWGH 17.02.1998, ZI. 96/18/0379; EGMR Mamatkulov &
Askarov v Turkei, Rs 46827, 46951/99, 71-77), eine geringe Anerkennungsquote, eine mdgliche Festnahme im Falle
einer Uberstellung, ebenso eine allfillige Unterschreitung des verfahrensrechtlichen Standards des Artikel 13, EMRK
sind fiir sich genommen nicht ausreichend, die Wahrscheinlichkeit einer hier relevanten Menschenrechtsverletzung
darzutun. Relevant ware dagegen etwa das Vertreten von mit der GFK unvertretbaren rechtlichen Sonderpositionen in
einem Mitgliedstaat oder das Vorliegen einer massiv rechtswidrigen Verfahrensgestaltung im individuellen Fall, wenn
der Asylantrag im zustandigen Mitgliedstaat bereits abgewiesen wurde (Artikel 16, Absatz eins, Litera e, Dublin rémisch
zwei VO). Eine ausdriickliche Ubernahmeerklarung des anderen Mitgliedstaates hat in die Abwigung einzuflieRen
(VWGH 31.03.2005, ZI. 2002/20/0582, VWGH 31.05.2005, ZI. 2005/20/0025, VWGH 25.04.2006, ZI.2006/19/0673), ebenso
andere Zusicherungen der europaischen Partnerstaaten Osterreichs.

Des Weiteren hatte der Asylgerichtshof folgende Umsténde zu bericksichtigen:

Bei entsprechender Haufung von Fallen, in denen in Folge Auslbung des Selbsteintrittsrechts die
gemeinschaftsrechtliche Zustandigkeit nicht effektuiert werden kann, kann eine Gefdhrdung des "effet utile"
Grundsatzes des Unionsrechts entstehen.

Zur effektiven Umsetzung des Unionsrechts sind alle staatlichen Organe kraft Unionsrechts verpflichtet.

Der Verordnungsgeber der Dublin Il VO, offenbar im Glauben, dass sich alle Mitgliedstaaten untereinander als "sicher"
ansehen kénnen, wodurch auch eine Uberstellung vom einen in den anderen Mitgliedstaat keine realen Risken von
Menschenrechtsverletzungen bewirken kénnte (vgl. insbesondere den 2. Erwagungsgrund der Praambel der Dublin Il
VO), hat keine eindeutigen verfahrens- oder materiellrechtlichen Vorgaben fur solche Falle getroffen. Diesbezlglich
lasst sich aber aus dem Gebot der menschenrechtskonformen Auslegung des Unionsrechts und aus Beachtung der
unionsrechtlichen Verfahrensgrundrechte ableiten, dass bei ausnahmsweiser Verletzung der EMRK bei Uberstellung in
einen anderen Mitgliedstaat eine Uberstellung nicht stattfinden darf. Die Beachtung des Effizienzgebots (das etwa eine
pauschale Anwendung des Selbsteintrittsrechts oder eine innerstaatliche Verfahrensgestaltung, die Verfahren nach der
Dublin 1l VO umfangreicher gestaltet als materielle Verfahren verbietet) und die Einhaltung der Gebote der EMRK
stehen daher bei richtiger Anwendung nicht in Widerspruch (Filzwieser, migraLex, 1/2007, 18ff, Filzwieser/Sprung,
Dublin Il VO3, Kommentar zu Art. 19).Der Verordnungsgeber der Dublin rémisch zwei VO, offenbar im Glauben, dass
sich alle Mitgliedstaaten untereinander als "sicher" ansehen kénnen, wodurch auch eine Uberstellung vom einen in
den anderen Mitgliedstaat keine realen Risken von Menschenrechtsverletzungen bewirken kénnte vergleiche
insbesondere den 2. Erwagungsgrund der Praambel der Dublin rémisch zwei VO), hat keine eindeutigen verfahrens-
oder materiellrechtlichen Vorgaben fir solche Falle getroffen. Diesbezuglich lasst sich aber aus dem Gebot der
menschenrechtskonformen  Auslegung des Unionsrechts und aus Beachtung der unionsrechtlichen
Verfahrensgrundrechte ableiten, dass bei ausnahmsweiser Verletzung der EMRK bei Uberstellung in einen anderen
Mitgliedstaat eine Uberstellung nicht stattfinden darf. Die Beachtung des Effizienzgebots (das etwa eine pauschale
Anwendung des Selbsteintrittsrechts oder eine innerstaatliche Verfahrensgestaltung, die Verfahren nach der Dublin
réomisch zwei VO umfangreicher gestaltet als materielle Verfahren verbietet) und die Einhaltung der Gebote der EMRK
stehen daher bei richtiger Anwendung nicht in Widerspruch (Filzwieser, migraLex, 1 aus 2007,, 18ff, Filzwieser/Sprung,
Dublin rémisch zwei VO3, Kommentar zu Artikel 19,).

Die allfallige Rechtswidrigkeit von Unionsrecht kann nur von den zustandigen unionsrechtlichen Organen, nicht aber
von Organen der Mitgliedstaaten rechtsgultig festgestellt werden. Der EGMR hat jungst festgestellt, dass der
Rechtsschutz des Unionsrechts regelmaRig den Anforderungen der EMRK entspricht (30.06.2005, Bosphorus Airlines v
Irland, Rs 45036/98).
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Es bedarf sohin europarechtlich eines im besonderen MaRe substantiierten Vorbringens und des Vorliegens
besonderer vom Antragsteller bescheinigter aulRergewdhnlicher Umstande, um die grundsatzliche europarechtlich
gebotene Annahme der "Sicherheit" der Partnerstaaten der Europaischen Union als einer Gemeinschaft des Rechts im
individuellen Fall erschiittern zu kénnen. Diesem Grundsatz entspricht auch die durch das AsylG 2005 eingefuhrte
gesetzliche Klarstellung des 8 5 Abs 3 AsylG, die Elemente einer Beweislastumkehr enthalt. Es trifft zwar ohne Zweifel
zu, dass Asylwerber in ihrer besonderen Situation haufig keine Mdéglichkeit haben, Beweismittel vorzulegen (wobei
dem durch das Institut des Rechtsberaters begegnet werden kann), und dies mitzubeachten ist (VwGH, 23.01.2007, ZI.
2006/01/0949), dies kann aber nicht pauschal dazu fihren, die vom Gesetzgeber - im Einklang mit dem Unionsrecht -
vorgenommene Wertung des 8 5 Abs. 3 AsylG Uberhaupt fur unbeachtlich zu erklaren (dementsprechend in ihrer
Undifferenziertheit verfehlt, Fel3l/Holzschuster, AsylG 2005, 225ff). Eine Rechtsprechung, die in Bezug auf
Mitgliedstaaten der EU faktisch héhere Anforderungen entwickelte, als jene des EGMR in Bezug auf Drittstaaten ware
jedenfalls unionsrechtswidrig.Es bedarf sohin europarechtlich eines im besonderen Mafe substantiierten Vorbringens
und des Vorliegens besonderer vom Antragsteller bescheinigter auRergewdhnlicher Umstande, um die grundsatzliche
europarechtlich gebotene Annahme der '"Sicherheit" der Partnerstaaten der Europdischen Union als einer
Gemeinschaft des Rechts im individuellen Fall erschuttern zu kénnen. Diesem Grundsatz entspricht auch die durch das
AsylG 2005 eingeflhrte gesetzliche Klarstellung des Paragraph 5, Absatz 3, AsylG, die Elemente einer
Beweislastumkehr enthalt. Es trifft zwar ohne Zweifel zu, dass Asylwerber in ihrer besonderen Situation haufig keine
Moglichkeit haben, Beweismittel vorzulegen (wobei dem durch das Institut des Rechtsberaters begegnet werden kann),
und dies mitzubeachten ist (VwGH, 23.01.2007, ZI. 2006/01/0949), dies kann aber nicht pauschal dazu fihren, die vom
Gesetzgeber - im Einklang mit dem Unionsrecht - vorgenommene Wertung des Paragraph 5, Absatz 3, AsylG Uberhaupt
far unbeachtlich zu erklaren (dementsprechend in ihrer Undifferenziertheit verfehlt, FeRI/Holzschuster, AsylG 2005,
225ff). Eine Rechtsprechung, die in Bezug auf Mitgliedstaaten der EU faktisch hohere Anforderungen entwickelte, als
jene des EGMR in Bezug auf Drittstaaten ware jedenfalls unionsrechtswidrig.

In Bezug auf Griechenland wurde seitens des erkennenden Gerichtshofes bereits seit langerem in zahlreichen
Entscheidungen faktisch nicht mehr von einer generellen Annahme der Sicherheit ausgegangen und eine umso
genauere Einzelfallprafung durchgeflhrt. Der EGMR hat in diesem Kontext mit Urteil vom 21.01.2011 in der
Rechtssache M.S.S. vs Belgien/Griechenland (30696/09) klargelegt, dass fehlende Unterkunft in Verbindung mit einem
langwierigen Asylverfahren (welches selbst schwerwiegende Mangel aufweist) unter dem Aspekt des Art. 3 EMRK
relevant sein kann (vgl insb. Rz 263 des zitierten Urteils). Ein entsprechend weiter Prifungsumfang in Bezug auf
relevante Bestimmungen der EMRK (Art. 3, 8 und 13) ist daher unter dem Hintergrund einer Berichtslage wie zu
Griechenland angebracht (wodurch auch die "effet utile"-Argumentation einzelfallbezogen relativiert wird) - was der
herrschenden Praxis des AsylGH entspricht (anders wie die in Rz 351 und 352 des zitierten Urteils beschriebene
Situation im belgischen Verfahren). Eine solche Berichtslage liegt zu Italien nun jedenfalls nicht vor, ebenso wenig eine
vergleichbare Empfehlung von UNHCR (wie jene zu Griechenland), von Uberstellungen abzusehen. Nichtsdestotrotz
hat der AsylGH - unter Berlcksichtigung dieser Unterschiede - auch im gegenstandlichen Fall nachfolgend untersucht,
ob die Anwendung des Selbsteintrittsrechts aus Griinden der EMRK angezeigt ist. Im Lichte der eben getroffenen
Ausfihrungen zur Auslegung des Art. 3 EMRK ist schlieBlich nicht erkennbar und wurde auch nicht behauptet, dass die
Grundrechtscharta der EU fur den konkreten Fall relevante subjektive Rechte verliehe, welche Uber jene durch die
EMRK gewahrleisteten, hinausgingen. Auch spezifische Verletzungen der unionsrechtlichen Asylrichtlinien, die in ihrer
Gesamtheit Verletzungen der Grundrechtscharta gleichkdmen, sind nicht behauptet worden. Weitergehende
Erwagungen dazu konnten also mangels Entscheidungsrelevanz in concreto entfallen.In Bezug auf Griechenland wurde
seitens des erkennenden Gerichtshofes bereits seit langerem in zahlreichen Entscheidungen faktisch nicht mehr von
einer generellen Annahme der Sicherheit ausgegangen und eine umso genauere Einzelfallprifung durchgefthrt. Der
EGMR hat in diesem Kontext mit Urteil vom 21.01.2011 in der Rechtssache M.S.S. vs Belgien/Griechenland (30696/09)
klargelegt, dass fehlende Unterkunft in Verbindung mit einem langwierigen Asylverfahren (welches selbst
schwerwiegende Mangel aufweist) unter dem Aspekt des Artikel 3, EMRK relevant sein kann vergleiche insb. Rz 263 des
zitierten Urteils). Ein entsprechend weiter Prifungsumfang in Bezug auf relevante Bestimmungen der EMRK (Artikel 3,
8 und 13) ist daher unter dem Hintergrund einer Berichtslage wie zu Griechenland angebracht (wodurch auch die
"effet utile"-Argumentation einzelfallbezogen relativiert wird) - was der herrschenden Praxis des AsylGH entspricht
(anders wie die in Rz 351 und 352 des zitierten Urteils beschriebene Situation im belgischen Verfahren). Eine solche
Berichtslage liegt zu Italien nun jedenfalls nicht vor, ebenso wenig eine vergleichbare Empfehlung von UNHCR (wie jene
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zu Griechenland), von Uberstellungen abzusehen. Nichtsdestotrotz hat der AsylGH - unter Berlicksichtigung dieser
Unterschiede - auch im gegenstandlichen Fall nachfolgend untersucht, ob die Anwendung des Selbsteintrittsrechts aus
Grinden der EMRK angezeigt ist. Im Lichte der eben getroffenen Ausfiihrungen zur Auslegung des Artikel 3, EMRK ist
schlie3lich nicht erkennbar und wurde auch nicht behauptet, dass die Grundrechtscharta der EU fur den konkreten
Fall relevante subjektive Rechte verliehe, welche Uber jene durch die EMRK gewadhrleisteten, hinausgingen. Auch
spezifische Verletzungen der unionsrechtlichen Asylrichtlinien, die in ihrer Gesamtheit Verletzungen der
Grundrechtscharta gleichkdmen, sind nicht behauptet worden. Weitergehende Erwdgungen dazu konnten also
mangels Entscheidungsrelevanz in concreto entfallen.

2.1.2.1. Iltalienisches Asylwesen unter dem Gesichtspunkt des Art. 2.1.2.1. Italienisches Asylwesen unter dem
Gesichtspunkt des Artikel 3

EMRK

Relevant waren im vorliegenden Zusammenhang schon bei einer Grobprifung erkennbare grundsatzliche
schwerwiegende Defizite im Asylverfahren des zustandigen Mitgliedstaates (also etwa:

grundsatzliche Ablehnung aller Asylantrédge oder solcher bestimmter Staatsangehoriger oder Angehdriger bestimmter
Ethnien; kein Schutz vor Verfolgung "Dritter", kein Rechtsmittelverfahren). Solche Mangel (die bei einem Mitgliedstaat
der Europaischen Union nicht vorausgesetzt werden kdénnen, sondern zundchst einmal mit einer aktuellen
individualisierten Darlegung des Antragstellers plausibel zu machen sind, dies im Sinne der Regelung des § 5 Abs. 3
AsylG 2005) sind schon auf Basis der Feststellungen des Bundesasylamtes nicht erkennbar. Konkretes Vorbringen, das
geeignet ware, anzunehmen, dass Italien in Hinblick auf Asylwerber aus Algerien unzumutbare rechtliche
Sonderpositionen vertreten wirde, ist nicht erstattet worden.grundsatzliche Ablehnung aller Asylantrage oder solcher
bestimmter Staatsangehoriger oder Angehdriger bestimmter Ethnien; kein Schutz vor Verfolgung "Dritter", kein
Rechtsmittelverfahren). Solche Méangel (die bei einem Mitgliedstaat der Europdischen Union nicht vorausgesetzt
werden kdnnen, sondern zunachst einmal mit einer aktuellen individualisierten Darlegung des Antragstellers plausibel
zu machen sind, dies im Sinne der Regelung des Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005) sind schon auf Basis der
Feststellungen des Bundesasylamtes nicht erkennbar. Konkretes Vorbringen, das geeignet ware, anzunehmen, dass
Italien in Hinblick auf Asylwerber aus Algerien unzumutbare rechtliche Sonderpositionen vertreten wirde, ist nicht
erstattet worden.

Aus den insofern unbestritten gebliebenen Feststellungen der Verwaltungsbehérde (gestitzt auf eine
Zusammenstellung der Staatendokumentation iSd § 60 AsylG) ergibt sich ferner, dass sowohl fur Asylwerber, als auch
far in Italien sonst - insbesondere nach (auch teilweise) positivem Abschluss eines Asylverfahrens -
aufenthaltsberechtigte Drittstaatsangehdrige, hinreichende soziale Versorgungsleistungen bestehen, sodass etwa eine
Verletzung der aus der Aufnahmerichtlinie herriihrenden Verpflichtung Italiens nicht zu beflrchten ist.Aus den insofern
unbestritten gebliebenen Feststellungen der Verwaltungsbehorde (gestitzt auf eine Zusammenstellung der
Staatendokumentation iSd Paragraph 60, AsylG) ergibt sich ferner, dass sowohl fur Asylwerber, als auch fur in Italien
sonst - insbesondere nach (auch teilweise) positivem Abschluss eines Asylverfahrens - aufenthaltsberechtigte
Drittstaatsangehorige, hinreichende soziale Versorgungsleistungen bestehen, sodass etwa eine Verletzung der aus der
Aufnahmerichtlinie herrihrenden Verpflichtung Italiens nicht zu befiirchten ist.

Soweit der Asylwerber in seinem Rechtsmittelschriftsatz unter gleichzeitiger Prasentation eines Berichts der
Schweizerischen Fllchtlingshilfe vom Mai 2011 respektive eines Berichts des Fordervereins "Pro Asyl" vom Oktober
2010 danach trachtet, grundlegende Zweifel an der Existenz beziehungsweise Effizienz des italienischen
Asylwerberversorgungssystems hervorzurufen, so ist ihm zunachst entgegenzuhalten, dass die beiden Beweismittel
sowohl hinsichtlich ihrer Aktualitat als auch bezlglich ihrer Quellendiversitat einem direkten Vergleich mit den von der
belangten Behorde fur die angefochtene Entscheidung zugrunde gelegten Landerberichten nicht standzuhalten
vermdgen. So erweisen sich die vom Bundesasylamt herangezogenen Unterlagen nicht nur in wesentlichen Punkten
als jinger, sondern umfassen neben dem ob zitierten Bericht der Schweizer Flichtlingshilfe noch eine Vielzahl weiterer
unterschiedlicher landerspezifischer Materialien unabhangigen Ursprungs, weshalb im Ergebnis diesen gleichwohl in
guantitativer wie auch qualitativer Hinsicht eine weitaus hohere Beweiskraft zuzubilligen ist. Vor diesem Hintergrund
ist auch kein reales Risiko erkennbar, dass der Antragsteller im Falle seiner Rickfihrung nach Italien eine Verletzung
seiner in Art. 3 EMRK normierten Rechte zu gewartigen hatte.Soweit der Asylwerber in seinem Rechtsmittelschriftsatz
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unter gleichzeitiger Prasentation eines Berichts der Schweizerischen Flichtlingshilfe vom Mai 2011 respektive eines
Berichts des Fordervereins "Pro Asyl" vom Oktober 2010 danach trachtet, grundlegende Zweifel an der Existenz
beziehungsweise Effizienz des italienischen Asylwerberversorgungssystems hervorzurufen, so ist ihm zunachst
entgegenzuhalten, dass die beiden Beweismittel sowohl hinsichtlich ihrer Aktualitdt als auch bezlglich ihrer
Quellendiversitat einem direkten Vergleich mit den von der belangten Behdrde fur die angefochtene Entscheidung
zugrunde gelegten Landerberichten nicht standzuhalten vermoégen. So erweisen sich die vom Bundesasylamt
herangezogenen Unterlagen nicht nur in wesentlichen Punkten als jinger, sondern umfassen neben dem ob zitierten
Bericht der Schweizer Flichtlingshilfe noch eine Vielzahl weiterer unterschiedlicher landerspezifischer Materialien
unabhangigen Ursprungs, weshalb im Ergebnis diesen gleichwohl in quantitativer wie auch qualitativer Hinsicht eine
weitaus hohere Beweiskraft zuzubilligen ist. Vor diesem Hintergrund ist auch kein reales Risiko erkennbar, dass der
Antragsteller im Falle seiner Rickfihrung nach Italien eine Verletzung seiner in Artikel 3, EMRK normierten Rechte zu
gewartigen hatte.

Des Weiteren erweist sich die im Beschwerdeschriftsatz erhobene Behauptung, derzufolge Italien keinerlei schriftliche
Zustimmung zur Ruckibernahme erteilt hatte, schlichtweg als aktenwidrig (vgl. Seite 245 des erstinstanzlichen
Verwaltungsaktes), weshalb sich an dieser Stelle eine inhaltliche Auseinandersetzung mit den darauf basierenden
Vorwdirfen erlibrigt.Des Weiteren erweist sich die im Beschwerdeschriftsatz erhobene Behauptung, derzufolge Italien
keinerlei schriftliche Zustimmung zur Rickibernahme erteilt hatte, schlichtweg als aktenwidrig vergleiche Seite 245
des erstinstanzlichen Verwaltungsaktes), weshalb sich an dieser Stelle eine inhaltliche Auseinandersetzung mit den
darauf basierenden Vorwurfen eribrigt.

Lediglich zur Vollstandigkeit soll in diesem Kontext nicht unerwdhnt bleiben, dass selbst nach den im
Rechtsmittelschriftsatz zitierten Kriterien der Genannte nicht in jene Zielgruppe fallen wirde, welche als besonders
schutzwlrdig angesehen wird: Demnach "sollten Asylsuchende, bei welchen prima facie die Fliichtlingseigenschaft
oder ein subsidiares Schutzbedirfnis als erstellt betrachtet werden kann, Uberhaupt nicht rtckuberstellt werden"
(Seite 351 des erstinstanzlichen Verwaltungsaktes). Gerade dies ist in casu jedoch definitiv auszuschlieRen. Wenngleich
die Kompetenz einer detaillierten inhaltlichen Prifung des Asylmotivs wie zuvor dargestellt nach den Bestimmungen
der Dublin Il VO allein Italien zukommt, ist prima facie darauf zu verweisen, dass der Beschwerdeflhrer selbst
dezidiert angegeben hat, lediglich aufgrund des Todes beider Eltern respektive des Auswanderns seines Bruders sich
zur Ausreise entschlossen zu haben. "Ich wollte nicht alleine leben und bin deshalb geflichtet" (Seite 19 des
erstinstanzlichen Verwaltungsaktes). AuBer der Angst, allenfalls arbeitslos und allein zu sein, hege er keinerlei
Beflirchtungen im Falle seiner Rickkehr nach Algerien. Diese Aussagen fugen sich nahtlos in das Bild, welches er im
Ubrigen schon zuvor hinsichtlich seines mehrjihrigen illegalen Aufenthalts in Italien gezeichnet hatte: Demnach habe
eine von ihm konsultierte Rechtsberaterin der vor Ort befindlichen Asylbehdrden die Ausweglosigkeit eines allfalligen
Antrags auf internationalen Schutz damit begriindet, als dass "es in meiner Heimat weder Krieg noch politische
Probleme noch eine Hungersnot gibe" (Seite 241 des erstinstanzlichen Verwaltungsaktes). In Ubereinstimmung mit
der ersten Erfolgseinschatzung einer italienischen Asylexpertin kénnen auch seitens des Asylgerichtshofes keinerlei
potentielle AnknUpfungspunkte erkannt werden, welche die realistische Hoffnung auf die Zuerkennung eines
internationalen oder auch nur subsididren Schutzes nahren kénnten. Folgerichtig gehen damit aber auch die
diesbeziglichen Ausfihrungen im Beschwerdeschriftsatz ins Leere, da somit der Antragsteller laut eigenem
Vorbringen nicht vor einer potentiellen asylrelevanten Verfolgung oder menschenrechtlich relevanten Bedrohung in
seinem Heimatland geflohen ist, sondern lediglich um in arbeitsplatztechnischer Hinsicht "mein Leben besser zu
machen" (Seite 57 des erstinstanzlichen Verwaltungsaktes).Lediglich zur Vollstandigkeit soll in diesem Kontext nicht
unerwahnt bleiben, dass selbst nach den im Rechtsmittelschriftsatz zitierten Kriterien der Genannte nicht in jene
Zielgruppe fallen wirde, welche als besonders schutzwirdig angesehen wird: Demnach "sollten Asylsuchende, bei
welchen prima facie die Fluchtlingseigenschaft oder ein subsididres Schutzbedurfnis als erstellt betrachtet werden
kann, Uberhaupt nicht ricklberstellt werden" (Seite 351 des erstinstanzlichen Verwaltungsaktes). Gerade dies ist in
casu jedoch definitiv auszuschlieBen. Wenngleich die Kompetenz einer detaillierten inhaltlichen Prifung des Asylmotivs
wie zuvor dargestellt nach den Bestimmungen der Dublin réomisch zwei VO allein Italien zukommt, ist prima facie
darauf zu verweisen, dass der Beschwerdefiihrer selbst dezidiert angegeben hat, lediglich aufgrund des Todes beider
Eltern respektive des Auswanderns seines Bruders sich zur Ausreise entschlossen zu haben. "Ich wollte nicht alleine
leben und bin deshalb geflichtet" (Seite 19 des erstinstanzlichen Verwaltungsaktes). AuRBer der Angst, allenfalls
arbeitslos und allein zu sein, hege er keinerlei Befiirchtungen im Falle seiner Riickkehr nach Algerien. Diese Aussagen



fligen sich nahtlos in das Bild, welches er im Ubrigen schon zuvor hinsichtlich seines mehrjéhrigen illegalen Aufenthalts
in Italien gezeichnet hatte: Demnach habe eine von ihm konsultierte Rechtsberaterin der vor Ort befindlichen
Asylbehdrden die Ausweglosigkeit eines allfalligen Antrags auf internationalen Schutz damit begriindet, als dass "es in
meiner Heimat weder Krieg noch politische Probleme noch eine Hungersnot gabe" (Seite 241 des erstinstanzlichen
Verwaltungsaktes). In Ubereinstimmung mit der ersten Erfolgseinschitzung einer italienischen Asylexpertin kénnen
auch seitens des Asylgerichtshofes keinerlei potentielle Anknupfungspunkte erkannt werden, welche die realistische
Hoffnung auf die Zuerkennung eines internationalen oder auch nur subsididren Schutzes nahren kénnten. Folgerichtig
gehen damit aber auch die diesbeziiglichen Ausfihrungen im Beschwerdeschriftsatz ins Leere, da somit der
Antragsteller laut eigenem Vorbringen nicht vor einer potentiellen asylrelevanten Verfolgung oder menschenrechtlich
relevanten Bedrohung in seinem Heimatland geflohen ist, sondern lediglich um in arbeitsplatztechnischer Hinsicht
"mein Leben besser zu machen" (Seite 57 des erstinstanzlichen Verwaltungsaktes).

2.1.2.2. Medizinische Krankheitszustande

Unbestritten ist, dass nach der allgemeinen Rechtsprechung des EGMR zu Art. 3 EMRK und Krankheiten, die auch im
vorliegenden Fall maRgeblich ist, eine Uberstellung nach Italien nicht zuldssig wére, wenn durch die Uberstellung eine
existenzbedrohende Situation drohte und diesfalls das Selbsteintrittsrecht der Dublin 1l VO zwingend auszulben
ware.Unbestritten ist, dass nach der allgemeinen Rechtsprechung des EGMR zu Artikel 3, EMRK und Krankheiten, die
auch im vorliegenden Fall maRgeblich ist, eine Uberstellung nach lItalien nicht zuldssig wére, wenn durch die
Uberstellung eine existenzbedrohende Situation drohte und diesfalls das Selbsteintrittsrecht der Dublin rémisch zwei

VO zwingend auszulben ware.

In diesem Zusammenhang ist vorerst auf das jingste diesbezlgliche Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes (VfGH
vom 06.03.2008, ZI:B 2400/07-9) zu verweisen, welches die aktuelle Rechtsprechung des EGMR zur Frage der
Vereinbarkeit der Abschiebung Kranker in einen anderen Staat mit Art. 3 EMRK festhalt (D. v. the United Kingdom,
EGMR 02.05.1997, Appl. 30.240/96, newsletter 1997,93; Bensaid, EGMR 06.02.2001, Appl. 44.599/98, newsletter
2001,26; Ndangoya, EGMR 22.06.2004, Appl. 17.868/03; Salkic and others, EGMR 29.06.2004, Appl. 7702/04; Ovdienko,
EGMR 31.05.2005, Appl. 1383/04; Hukic, EGMR 29.09.2005, Appl. 17.416/05; EGMR Ayegh, 07.11.2006; Appl. 4701/05;
EGMR Goncharova & Alekseytsev, 03.05.2007, Appl. 31.246/06).In diesem Zusammenhang ist vorerst auf das jingste
diesbeziigliche Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes (VfGH vom 06.03.2008, ZI: B 2400/07-9) zu verweisen, welches
die aktuelle Rechtsprechung des EGMR zur Frage der Vereinbarkeit der Abschiebung Kranker in einen anderen Staat
mit Artikel 3, EMRK festhalt (D. v. the United Kingdom, EGMR 02.05.1997, Appl. 30.240/96, newsletter 1997,93; Bensaid,
EGMR 06.02.2001, Appl. 44.599/98, newsletter 2001,26; Ndangoya, EGMR 22.06.2004, Appl. 17.868/03; Salkic and
others, EGMR 29.06.2004, Appl. 7702/04; Ovdienko, EGMR 31.05.2005, Appl. 1383/04; Hukic, EGMR 29.09.2005, Appl.
17.416/05; EGMR Ayegh, 07.11.2006; Appl. 4701/05; EGMR Goncharova & Alekseytsev, 03.05.2007, Appl. 31.246/06).

Der VfGH hat zusammenfassend ausgefihrt, dass sich aus den erwdhnten Entscheidungen des EGMR ergibt, dass im
Allgemeinen kein Fremder ein Recht hat, in einem fremden Aufenthaltsstaat zu verbleiben, bloR um dort medizinisch
behandelt zu werden, und zwar selbst dann nicht, wenn er an einer schweren Krankheit leidet oder
selbstmordgefédhrdet ist. Dass die Behandlung im Zielland nicht gleichwertig, schwerer zuganglich oder
kostenintensiver ist, ist unerheblich, solange es grundsatzlich Behandlungsmaoglichkeiten im Zielstaat bzw. in einem
bestimmten Teil des Zielstaates gibt. Nur bei Vorliegen auBBergewohnlicher Umstande fuhrt die Abschiebung zu einer
Verletzung in Art. 3 EMRK. Solche liegen etwa vor, wenn ein lebensbedrohlich Erkrankter durch die Abschiebung einem
realen Risiko ausgesetzt wirde, unter qualvollen Umstanden zu sterben (Fall D. v. the United Kingdom).Der VfGH hat
zusammenfassend ausgefuhrt, dass sich aus den erwahnten Entscheidungen des EGMR ergibt, dass im Allgemeinen
kein Fremder ein Recht hat, in einem fremden Aufenthaltsstaat zu verbleiben, bloR um dort medizinisch behandelt zu
werden, und zwar selbst dann nicht, wenn er an einer schweren Krankheit leidet oder selbstmordgefahrdet ist. Dass
die Behandlung im Zielland nicht gleichwertig, schwerer zuganglich oder kostenintensiver ist, ist unerheblich, solange
es grundsatzlich Behandlungsméglichkeiten im Zielstaat bzw. in einem bestimmten Teil des Zielstaates gibt. Nur bei
Vorliegen auBergewdhnlicher Umstande fuhrt die Abschiebung zu einer Verletzung in Artikel 3, EMRK. Solche liegen
etwa vor, wenn ein lebensbedrohlich Erkrankter durch die Abschiebung einem realen Risiko ausgesetzt wirde, unter
qualvollen Umstanden zu sterben (Fall D. v. the United Kingdom).

Jungste Rechtsprechung des EGMR (N vs UK, 27.05.2008) und Literaturmeinungen (Premiszl, Migralex 2/2008, 54ff,
Schutz vor Abschiebung von Traumatisierten in "Dublin-Verfahren") bestatigen diese Einschatzung, wobei noch darauf
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hinzuweisen ist, dass EU-Staaten verpflichtet sind, die Aufnahmerichtlinie umzusetzen und sohin jedenfalls eine
begriindete Vermutung des Bestehens einer medizinischen Versorgung besteht.Jingste Rechtsprechung des EGMR (N
vs UK, 27.05.2008) und Literaturmeinungen (Premiszl, Migralex 2 aus 2008, 54ff, Schutz vor Abschiebung von
Traumatisierten in "Dublin-Verfahren") bestatigen diese Einschatzung, wobei noch darauf hinzuweisen ist, dass EU-
Staaten verpflichtet sind, die Aufnahmerichtlinie umzusetzen und sohin jedenfalls eine begriindete Vermutung des
Bestehens einer medizinischen Versorgung besteht.

Aus diesen Judikaturlinien des EGMR ergibt sich jedenfalls der fir das vorliegende Beschwerdeverfahren relevante
Prifungsmalistab.

Nach der geltenden Rechtslage ist eine Uberstellung dann unzuldssig, wenn die Durchfiihrung eine in den Bereich des
Art 3 EMRK reichende Verschlechterung des Krankheitsverlaufs oder der Heilungsmaéglichkeiten bewirken wirde (siehe
Feststellungen des Innenausschusses zu8 30 AsylG); dabei sind die von den Asylbehdérden festzustellenden
Behandlungsmoglichkeiten im Zielstaat als Hintergrundinformation beachtlich, sodass es sich quasi um eine
"erweiterte Prifung der Transportfihigkeit" handelt.Nach der geltenden Rechtslage ist eine Uberstellung dann
unzulassig, wenn die Durchfihrung eine in den Bereich des Artikel 3, EMRK reichende Verschlechterung des
Krankheitsverlaufs oder der Heilungsmdglichkeiten bewirken wiirde (siehe Feststellungen des Innenausschusses zu
Paragraph 30, AsylG); dabei sind die von den Asylbehérden festzustellenden Behandlungsmoglichkeiten im Zielstaat
als Hintergrundinformation beachtlich, sodass es sich quasi um eine "erweiterte Prufung der Transportfahigkeit"
handelt.

MaRgebliche Kriterien flr die Beurteilung der Art. 3 EMRK - Relevanz einer psychischen Erkrankung angesichts einer
Abschiebung sind Aufenthalte in geschlossenen Psychiatrien infolge von Einweisungen oder auch Freiwilligkeit, die
Haufigkeit, Regelmafigkeit und Intensitdt der Inanspruchnahme medizinisch-psychiatrischer Leistungen, die
Moglichkeit einer wenn auch gemessen am Aufenthaltsstaat schlechteren medizinischen Versorgung im Zielstaat
sowie die vom Abschiebestaat gewahrleisteten Garantien in Hinblick auf eine mdglichst schonende Verbringung.
Rechtfertigen diese Kriterien eine Abschiebung, hat eine denkmadgliche Verschlechterung des Gesundheitszustandes
oder unglnstige Entwicklung des Gesundheitszustands auBer Betracht zu bleiben, geschweige denn vermag die
Verursachung von Uberstellungsbedingtem mentalen Stress eine Abschiebung unzuldssig machen.Malgebliche
Kriterien fur die Beurteilung der Artikel 3, EMRK - Relevanz einer psychischen Erkrankung angesichts einer Abschiebung
sind Aufenthalte in geschlossenen Psychiatrien infolge von Einweisungen oder auch Freiwilligkeit, die Haufigkeit,
RegelmaRigkeit und Intensitat der Inanspruchnahme medizinisch-psychiatrischer Leistungen, die Mdglichkeit einer
wenn auch gemessen am Aufenthaltsstaat schlechteren medizinischen Versorgung im Zielstaat sowie die vom
Abschiebestaat gewahrleisteten Garantien in Hinblick auf eine moglichst schonende Verbringung. Rechtfertigen diese
Kriterien eine Abschiebung, hat eine denkmdgliche Verschlechterung des Gesundheitszustandes oder ungunstige
Entwicklung des Gesundheitszustands auller Betracht zu bleiben, geschweige denn vermag die Verursachung von
Uberstellungsbedingtem mentalen Stress eine Abschiebung unzuldssig machen.

Akut existenzbedrohende Krankheitszustdnde oder Hinweise einer unzumutbaren Verschlechterung der
Krankheitszustande im Falle einer Uberstellung nach Italien sind der Aktenlage nicht zu entnehmen.

2.1.2.3. Mogliche Verletzung des Art. 8 EMRK2.1.2.3. Mdgliche Verletzung des Artikel 8, EMRK

Der EGMR bzw. die EMRK verlangen zum Vorliegen des Art. 8 EMRK das Erfordernis eines "effektiven Familienlebens",
das sich in der Fihrung eines gemeinsamen Haushaltes, dem Vorliegen eines Abhdngigkeitsverhaltnisses oder eines
speziell engen, tatsachlich gelebten Bandes zu dul3ern hat (vgl. das Urteil Marckx [Ziffer 45] sowie Beschwerde Nr.
1240/86, V. Vereinigtes Konigreich, DR 55, Seite 234; hierzu ausfuhrlich: Kalin, "Die Bedeutung der EMRK fur
Asylsuchende und Flichtlinge: Materialien und Hinweise", Mai 1997, Seite 46).Der EGMR bzw. die EMRK verlangen zum
Vorliegen des Artikel 8, EMRK das Erfordernis eines "effektiven Familienlebens", das sich in der FUhrung eines
gemeinsamen Haushaltes, dem Vorliegen eines Abhdngigkeitsverhdltnisses oder eines speziell engen, tatsachlich
gelebten Bandes zu aulRern hat vergleiche das Urteil Marckx [Ziffer 45] sowie Beschwerde Nr. 1240/86, rémisch funf.
Vereinigtes Konigreich, DR 55, Seite 234; hierzu ausfihrlich: Kalin, "Die Bedeutung der EMRK fir Asylsuchende und
Fluchtlinge: Materialien und Hinweise", Mai 1997, Seite 46).

Der Begriff des "Familienlebens" in Art. 8 EMRK umfasst nicht nur die Kleinfamilie von Eltern und (minderjahrigen)
Kindern und Ehegatten, sondern auch entferntere verwandtschaftliche Beziehungen, sofern diese Beziehungen eine
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gewisse gemeinsame Intensitat erreichen. Als Kriterien hierfir kommen etwa das Vorliegen eines gemeinsamen
Haushaltes oder die Gewahrung von Unterhaltsleistungen in Betracht. In der bisherigen Spruchpraxis der Stral3burger
Instanzen wurden als unter dem Blickwinkel des Art. 8 EMRK zu schitzende Beziehungen bereits solche zwischen Enkel
und Grof3eltern (vgl. EGMR 13.06.1979, Marckx, EUGRZ 1979, 458; siehe auch EKMR 07.12.1981, B 9071/80, X-Schweiz,
EuGRZ 1983, 19), zwischen Geschwistern (vgl. EKMR 14.03.1980, B 8986/80, EUGRZ 1982, 311), und zwischen Onkel und
Tante und Neffen bzw. Nichten (vgl. EKMR 19.07.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR 28.02.1979, 7912/77, EuGRZ
1981/118; EKMR 05.07.1979, B 8353/78, EUGRZ 1981, 120) anerkannt, sofern eine gewisse Beziehungsintensitat vorliegt
(vgl. Baumgartner, OJZ 1989, 761; Rosenmayer ZfV 1988, 1). Das Kriterium einer gewissen Beziehungsintensitat wurde
von der Kommission auch fir die Beziehung zwischen Eltern und erwachsenen Kindern gefordert (vgl. EKMR
06.10.1981, B 9202/80, EUGRZ 1983, 215).Der Begriff des "Familienlebens" in Artikel 8, EMRK umfasst nicht nur die
Kleinfamilie von Eltern und (minderjahrigen) Kindern und Ehegatten, sondern auch entferntere verwandtschaftliche
Beziehungen, sofern diese Beziehungen eine gewisse gemeinsame Intensitat erreichen. Als Kriterien hierfiir kommen
etwa das Vorliegen eines gemeinsamen Haushaltes oder die Gewahrung von Unterhaltsleistungen in Betracht. In der
bisherigen Spruchpraxis der StraBburger Instanzen wurden als unter dem Blickwinkel des Artikel 8 EMRK zu
schiitzende Beziehungen bereits solche zwischen Enkel und GroReltern vergleiche EGMR 13.06.1979, Marckx, EUGRZ
1979, 458; siehe auch EKMR 07.12.1981, B 9071/80, X-Schweiz, EUGRZ 1983, 19), zwischen Geschwistern vergleiche
EKMR 14.03.1980, B 8986/80, EUGRZ 1982, 311), und zwischen Onkel und Tante und Neffen bzw. Nichten vergleiche
EKMR 19.07.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR 28.02.1979, 7912/77, EuGRZ 1981/118; EKMR 05.07.1979, B 8353/78,
EuGRZ 1981, 120) anerkannt, sofern eine gewisse Beziehungsintensitat vorliegt vergleiche Baumgartner, O)Z 1989, 761;
Rosenmayer ZfV 1988, 1). Das Kriterium einer gewissen Beziehungsintensitat wurde von der Kommission auch fur die
Beziehung zwischen Eltern und erwachsenen Kindern gefordert vergleiche EKMR 06.10.1981, B 9202/80, EuGRZ 1983,
215).

Wie bereits das Bundesasylamt zutreffend feststellte, verflgt der Asylwerber laut eigenen Angaben weder Uber
Verwandte noch sonstige ehedhnliche respektive familidre Anknipfungspunkte im Bundesgebiet, weshalb eine
potentielle Verletzung der in Art. 8 EMRK normierten Rechte bereits aus diesem Grunde auszuschlieRen ist.Wie bereits
das Bundesasylamt zutreffend feststellte, verfiigt der Asylwerber laut eigenen Angaben weder Uber Verwandte noch
sonstige eheahnliche respektive familidre Anknipfungspunkte im Bundesgebiet, weshalb eine potentielle Verletzung
der in Artikel 8, EMRK normierten Rechte bereits aus diesem Grunde auszuschlieBen ist.

Zu beachten sind auch die 6ffentlichen Interessen an der Effektuierung der Unzustandigkeitsentscheidung Osterreichs.
Hier ist zunachst klarzustellen, dass der gegenstandliche Antrag (auch) eine Umgehung aller anderen niederlassungs-
und fremdenrechtlichen Rechtsnormen in Situationen wie der vorliegenden ist. Wiirde der Asylgerichtshof also im
gegenstandlichen Fall Osterreich verpflichten, das Selbsteintrittsrecht in Bezug auf den Asylwerber zwingend
auszuliben, ware damit die Umgehung dieser fremdenrechtlichen Bestimmungen legitimiert. Das heil3t nicht, dass
Derartiges in Ausnahmekonstellationen in Hinblick auf Art. 8 EMRK aus menschenrechtlichen Gesichtspunkten nicht
dennoch notwendig sein kann, im konkreten Fall liegt diese Ausnahmekonstellation jedoch nicht vor. Die 6ffentlichen
Interessen an der Effektuierung der Unzulassigkeitsentscheidung werden aber durch diesen Aspekt wesentlich
bestarkt.Zu beachten sind auch die Offentlichen Interessen an der Effektuierung der Unzustandigkeitsentscheidung
Osterreichs. Hier ist zunichst klarzustellen, dass der gegenstandliche Antrag (auch) eine Umgehung aller anderen
niederlassungs- und fremdenrechtlichen Rechtsnormen in Situationen wie der vorliegenden ist. Wirde der
Asylgerichtshof also im gegenstandlichen Fall Osterreich verpflichten, das Selbsteintrittsrecht in Bezug auf den
Asylwerber zwingend auszuliben, ware damit die Umgehung dieser fremdenrechtlichen Bestimmungen legitimiert. Das
heiRt nicht, dass Derartiges in Ausnahmekonstellationen in Hinblick auf Artikel 8, EMRK aus menschenrechtlichen
Gesichtspunkten nicht dennoch notwendig sein kann, im konkreten Fall liegt diese Ausnahmekonstellation jedoch nicht
vor. Die offentlichen Interessen an der Effektuierung der Unzulassigkeitsentscheidung werden aber durch diesen
Aspekt wesentlich bestarkt.

2.2. Spruchpunkt | der Entscheidung der Erstinstanz war sohin in Bestatigung der Beweisergebnisse und rechtlichen
Wirdigung des Bundesasylamtes mit obiger naherer Begrindung als rechtsrichtig zu erkennen.2.2. Spruchpunkt
réomisch eins der Entscheidung der Erstinstanz war sohin in Bestatigung der Beweisergebnisse und rechtlichen
Wirdigung des Bundesasylamtes mit obiger naherer Begrindung als rechtsrichtig zu erkennen.

2.3. Hinsichtlich der vom Antragsteller ebenso bekampften Ausweisung ist festzuhalten, dass die belangte Behorde



eine korrekte Uberpriifung im Sinne der Rechtsprechung vorgenommen hat. Den Ausfiihrungen zu Spruchpunkt Il des
Bescheides des Bundesasylamtes ist seitens des Asylgerichtshofes fir den konkreten Fall, zuzustimmen. Aus der
Wirdigung zu Spruchpunkt | folgt hier die Zuldssigkeit der Ausweisung, deren sofortigem Vollzug die EMRK nicht
widerstreitet. Griinde fur einen Aufschub nach Art. 10 Abs. 3 AsylG sind nicht erkennbar. Der Beschwerdefiihrer hat
ferner keine gesundheitlichen Probleme.2.3. Hinsichtlich der vom Antragsteller ebenso bekampften Ausweisung ist
festzuhalten, dass die belangte Behérde eine korrekte Uberpriifung im Sinne der Rechtsprechung vorgenommen hat.
Den Ausfuhrungen zu Spruchpunkt rémisch zwei des Bescheides des Bundesasylamtes ist seitens des
Asylgerichtshofes fur den konkreten Fall, zuzustimmen. Aus der Wurdigung zu Spruchpunkt rémisch eins folgt hier die
Zulassigkeit der Ausweisung, deren sofortigem Vollzug die EMRK nicht widerstreitet. Griinde fir einen Aufschub nach
Artikel 10, Absatz 3, AsylG sind nicht erkennbar. Der Beschwerdeflhrer hat ferner keine gesundheitlichen Probleme.

2.4. Da der Rechtsmittelwerber zum Entscheidungszeitpunkt bereits tberstellt worden ist, war gemaR§ 41 Abs. 6 AsylG
2005 lediglich festzustellen, dass die Ausweisung zum Zeitpunkt der Erlassung des angefochtenen Bescheides
rechtmaRig war.2.4. Da der Rechtsmittelwerber zum Entscheidungszeitpunkt bereits Uberstellt worden ist, war gemaR
Paragraph 41, Absatz 6, AsylG 2005 lediglich festzustellen, dass die Ausweisung zum Zeitpunkt der Erlassung des
angefochtenen Bescheides rechtmaRig war.

2.5 GemaR § 41 Abs. 4 AsylG konnte von der Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung abgesehen werden. Eine
gesonderte Erwagung bezlglich einer allfalligen Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung konnte angesichts des
Spruchinhaltes entfallen.2.5 Gemal} Paragraph 41, Absatz 4, AsylG konnte von der Durchfiihrung einer mindlichen
Verhandlung abgesehen werden. Eine gesonderte Erwdgung bezlglich einer allfalligen Zuerkennung der
aufschiebenden Wirkung konnte angesichts des Spruchinhaltes entfallen.

Es war somit spruchgemaf zu entscheiden.
Schlagworte

Ausweisung rechtmaRig, real risk
Zuletzt aktualisiert am

13.07.2012

Quelle: Asylgerichtshof AsylGH, http://www.asylgh.gv.at
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